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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der 
Minderheitengesetzgebung in Polen, in der Slo- 
wakischen Republik und in der Tschechischen 
Republik? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 6. April 1994 


Der Stand der Diskussion einer Minderheitengesetzgebung in den drei 
genannten Staaten zeigt unterschiedliche Ansätze und Fortschritte. Alle 
drei Staaten haben sich verpflichtet, den europäischen Standard des Min- 
derheitenschutzes, wie er insbesondere durch das Kopenhagener Doku- 
ment und die Charta von Paris beschrieben wird, zu gewährleisten. In der 
bereits abgeschlossenen Kodifizierung minderheitenrechtlicher Bestim- 
mungen gehen alle drei Länder deutlich über den in der Bundesrepublik 
Deutschland erreichten Stand hinaus. Ich verweise auf die sich bei uns 
hinziehende Diskussion um eine vergleichsweise bescheidene Ergänzung 
des Grundgesetzes. 

Polen: 

Die Rechte der Angehörigen von Minderheiten wurden in drei Artikeln in 
dem am 17. Juni 1991 von der Republik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland Unterzeichneten Vertrag über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit in rechtliche Form gekleidet. Die 
einschlägigen Vertragsbestimmungen zu nationalen Minderheiten beru- 
hen auf KSZE-Normen und entwickeln sie weiter, wo dies erforderlich ist. 

Die innerpolnische Diskussion über die Form einer Minderheitengesetz- 
gebung ist noch nicht beendet. Die Konzeption tendiert zu einem Minder- 
heitenartikel in der neuen Verfassung und einzelgesetzlichen Regelun- 
gen, wie dies bereits im Fall des Wahlrechts (Ausnahme von der 5%- 
Sperrklausel) geschah. Die Vertreter der deutschen Minderheit in beiden 
Kammern des polnischen Parlaments äußern sich heute zuversichtlich hin- 
sichtlich der Chancen eines von ihnen geforderten allgemeinen Minder- 
heitengesetzes. 

Tschechische Republik: 

Der tschechische Nationalrat hat am 16. Dezember 1992 für die am 1. Ja- 
nuar 1993 entstandene Tschechische Republik eine neue Verfassung 
beschlossen. 

Diese Verfassung macht die „Charta der Grundrechte und Grundfreihei- 
ten" der ehemaligen CSFR zum Verfassungsbestandteil der neuen tsche- 
chischen Verfassung. Die Artikel 24/25 sichern die Rechte der nationalen 
Minderheiten sowie die Weitergeltung der bisherigen föderalen Gesetze 
auf dem Gebiet des Minderheitenschutzes. So enthält Artikel 24 ein 
spezielles Diskriminierungsverbot, während Artikel 25 individuelle und 
kollektiv gewährleistete Freiheitsrechte enthält; das Recht auf Pflege der 
eigenen Kultur, das Recht auf Erziehung, das Recht auf Empfang und Ver- 
breitung von Informationen in der eigenen Sprache sowie das Recht auf 
Bildung ethnischer Vereinigungen. 
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Die Umsetzung der genannten verfassungsrechtlichen Regelungen in 
einfache Gesetze ist z. Z. im Gang. Ein. umfassendes „Nationalitäten- 
Gesetz" wird diskutiert. Ebenfalls in Bearbeitung ist die Einführung min- 
derheitenspezifischer Bestimmungen in einzelne Fachgesetze. Vor einer 
umfassenden Beurteilung der Minderheitengesetzgebung ist die Verab- 
schiedung dieser Gesetze abzuwarten. 

Die völkerrechtliche Verbin dhchkeit des Minderheit en-Standards der 
KSZE-Dokumente wurde im Vertrag vom 27. Februar 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der CSFR über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit ausdrückhch festgeschrieben. Die 
Tschechische Republik ist in diesen Vertrag eingetreten. 

Slowakische Republik: 

Der Schutz der Rechte der nationalen Minderheiten wird in der Verfas- 
sung der Slowakischen Republik garantiert. Gemäß Artikel 34 der slowa- 
kischen Verfassung genießen „nationale Minderheiten und ethnische 
Gruppen" das Recht auf die Entwicklung einer eigenständigen Kultur, das 
Recht zum Empfang von Informationen in der Muttersprache, der Grün- 
dung von Bildungs- und Kulturzentren sowie ethnischer Verbindungen. 
Die Umsetzung dieser verfassungsrechtlichen Regelungen in einfache 
Gesetze war bisher zum Teil umstritten. Ein spezifisches Minderheiten- 
gesetz, ähnlich dem Minderheitengesetz in Ungarn, existiert (noch) nicht. 
Ein lang umkämpftes Namensgesetz und eine entsprechende Ausfüh- 
rungsverordnung, welche sich im wesentlichen an den Interessen der 
ungarischen Minderheit ausrichten (bei weiblichen Famihennamen soll 
letztlich eine Wahlmöglichkeit zwischen slowakischer und nicht-slowaki- 
scher Form erlaubt sein), sind seit Dezember 1993 in Kraft. Andere Gesetze 
werden in verschiedenen Gremien diskutiert. 

Im Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der CSFR vom 
Februar 1992 über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen- 
arbeit, in dessen Rechte und Pflichten auch die Slowakische Republik ein- 
getreten ist, wurden die Rechte der deutschen Minderheit ausdrücklich 
festgeschrieben. 


2. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
der Forderung des Internationalen Roten Kreuzes 
u. a. ein, daß die VN-Konvention von 1981 über 
Einsatzbeschränkungen für besonders grausame 
Waffen dringlich auf Bürgerkriege sowie auf ein 
vollständiges Verbot von Anti- Personenminen 
erweitert werden muß, und welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung zur Realisierung die- 
ses humanitären Gebots noch in diesem Jahr 
ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 29. März 1994 

1. Die Bundesregierung unterstützt die Forderung des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz nach einer Ausweitung der Geltung des 
VN- Waffenübereinkommens vom 10. Oktober 1980 auf innerstaatliche 
bewaffnete Konflikte. 

2. Die Bundesregierung befürwortet vertragliche Eins atz verböte von 
fernverlegten Minen ohne Selbstzerstörungs- oder Selbstneutralisie- 
rungsmechanismus sowie von metallosen Anti-Personenminen. 
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3. Bei der laufenden Vorbereitung der für 1995 vorgesehenen Konferenz 
zur Revision des VN- Waffenübereinkommens in Genf setzt sich die 
Bundesregierung für entsprechende Änderungen des VN-Waffenüber- 
einkommens ein. 

4. Darüber hinaus bereitet die Bundesregierung derzeit ein nationales 
Exportmoratorium für Anti-Personenminen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
den Inhabern einer Aufenthaltsbefugnis die un- 
befristete Aufenthaltserlaubnis nach § 35 Abs. 1 
des Ausländergesetzes auch dann erteilt werden 
kann, wenn ausreichender Wohnraum im Sinne 
§ 17 Abs. 4 im Zeitpunkt der Erteilung der Aufent- 
haltsbefugnis zur Verfügung stand, der Betref- 
fende weiterhin in derselben Wohnung wohnt, 
die Familie aber mittlerweile größer geworden ist 
oder Kinder dem Alter entwachsen sind, in dem 
sie bei der Wohnraumberechnung nicht mitge- 
zählt werden (§17 Abs. 4 Satz 3 AuslG)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 5. April 1994 

Nein. 

Vor Erteilung einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis nach § 35 Abs. 1 
des Ausländergesetzes (AuslG) ist stets zu prüfen, ob der Antragsteller das 
Wohnraumerfordernis gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 5, § 17 Abs. 2 Nr. 4 AuslG 
erfüllt. Veränderungen in der Wohnraumsituation, die auf einer Ver- 
größerung der Familie oder dem Heranwachsen von Kleinkindern (vgl. 
§ 17 Abs. 4 Satz 3 AuslG) beruhen, sind dabei zu berücksichtigen. Es darf 
jedoch keine größere Wohnung gefordert werden, als sie die Familie nach 
den landesrechtlichen Vorschriften zu § 5 des 2. Wohnungsbindungs- 
gesetzes und zur Wohnungsaufsicht beanspruchen könnte. Eine gering- 
fügige Unterschreitung der Mindestwohnungsgrößen steht der Erteilung 
der unbefristeten Aufenthaltserlaubnis nicht entgegen. 


4. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
mit der durch § 1 Abs. 3 BKGG im Rahmen des 
SKWPG vorgenommenen Streichung des Kinder- 
geldanspruches für Inhaber einer Aufenthaltsbe- 
fugnis eine unbeabsichtigte und ungewollte aus- 
länderrechtliche Härte dergestalt eingetreten ist, 
daß die Betreffenden wegen des Fortfalls des 
Kindergeldanspruchs vielfach auf ergänzende 
Sozialhilfe angewiesen sind und deswegen nicht 
den für die unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
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gemäß § 35 AuslG erforderlichen Nachweis der 
Existenzsicherung aus eigener Erwerbstätigkeit 
erbringen können, und wenn ja, wie beabsichtigt 
die Bundesregierung Abhilfe zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 5. April 1994 


Nein. 

Soweit durch die Änderung des § 1 Abs. 3 des Bundeskindergeldgesetzes 
(BKGG) die Berechtigung zum Bezug von Leistungen nach dem BKGG 
entfällt und statt dessen ergänzende Sozialhilfe in Anspruch genommen 
werden muß, ist die daraus folgende Versagung der unbefristeten Aufent- 
haltserlaubnis mit Rücksicht auf den beabsichtigten verfestigten Dauer- 
aufenthalt sachgerecht und geboten. 

Dieses folgt bereits aus § 7 Abs. 2 des Ausländergesetzes (AuslG), nach 
dem Sozialhilfebedürftigkeit einen Regelversagungsgrund bei der Ertei- 
lung einer nach Ermessen zu erteilenden Aufenthaltsgenehmigung - also 
auch in Fällen des § 35 AuslG - darstellt. Die Bundesregierung sieht daher 
keinen Abhilfebedarf. 


5. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Werden bei den im Zusammenhang mit einer 
Neuordnung des Zivilschutzes geplanten Mittel- 
kürzungen beim Technischen Hilfswerk (THW) 
die Vorstellungen der ehrenamtlichen Helfer- 
innen und Helfer des THW mit einbezogen, und 
wie wird die Bundesregierung die Beteihgung 
der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer bei 
den beabsichtigten Auflösungen von THW-Ge- 
schäftsstellen und -Orts verbänden sicherstellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 5. April 1994 

Bund und Länder sind sich darin einig, daß der Zivilschutz, insbesondere 
dessen Kernbereich „Erweiterung des Katastrophenschutzes", unter 
Berücksichtigung der in den vergangenen Jahren wesentlich veränderten 
außenpolitischen Rahmenbedingungen und auch im Hinblick auf die not- 
wendige Konsolidierung der öffentlichen Haushalte geändert werden 
muß. 

Strukturveränderungen und Straffung der Organisation sind auch beim 
THW erforderlich. 

Nach dem Ergebnis der kürzlich mit den InnenministernZ-senatoren der 
Länder geführten Abstimmungsgespräche zu dem vom BMI erarbeiteten 
Entwurf eines neuen Zivilschutzkonzeptes hält der Bund auch künftig die 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk für den Bereich der Bergung vor. 
Das gesamte Potential des THW steht den Ländern darüber hinaus zur 
Verstärkung ihres Katastrophenschutzpotentials zur Verfügung. Eine 
zusätzliche Komponente soll für Auslandseinsätze vorgehalten werden. 
Damit erhält das THW künftig ein klar umrissenes Aufgabenfeld, auf das 
Ausrüstung und Ausbildung hin konzentriert werden können. 
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Konkrete Entscheidungen über die künftige Struktur des THW sind bisher 
noch nicht getroffen worden. Die THW- Leitung erarbeitet z. Z. ein Fein- 
konzept auf der Grundlage der im Zivilschutzprogramm festgelegten 
Rahmenbedingungen. 

Das Konzept und dessen Umsetzung werden mit allen Beteiligten, ins- 
besondere der Helferschaft, erörtert. Ziel ist es, daß das THW auch weiter- 
hin in der Fläche vertreten ist und seine bundesweite Leistungsfähigkeit 
erhalten bleibt. 

Die Bundesregierung mißt dem ehrenamtlichen Engagement der freiwilli- 
gen Helfer des THW auch weiterhin hohe Bedeutung bei und räumt 
diesem für den Zivil- und Katastrophenschutz unverzichtbaren Element 
bei allen Überlegungen zur Neustrukturierung des THW Vorrang ein. 


6. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Welche aktuellen Schwierigkeiten sieht die Bun- 
desregierung für die Anwendung des zwischen 
dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich am 
20. Juli 1933 geschlossenen und bis heute gül- 
tigen Konkordats in den neuen Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 5. April 1994 

Die Bundesregierung sieht für die Anwendung des zwischen dem Heili- 
gen Stuhl und dem Deutschen Reich am 20. Juli 1933 geschlossenen 
Reichskonkordats in den neuen Bundesländern keine aktuellen Schwie- 
rigkeiten. Das Reichskonkordat gilt auch in den fünf neuen Ländern. Im 
Hinblick auf seine Anwendung wurden mit den Ländern Verfahrens- 
schritte gefunden, die der Interessenlage aller Seiten gerecht werden. 


7. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach den vorliegenden Haus- 
haltsplanungen des Bundes das Technische Hilfs- 
werk mit Mittelkürzungen von mehr als 20% 
rechnen muß, und welche Auswirkungen hat dies 
auf die flächendeckende Organisation, die An- 
zahl der hauptamtlichen Beschäftigten und der 
ehrenamtlichen Helfer und die Funktionsfähig- 
keit des THW? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 28. März 1994 

Bund und Länder sind sich darin einig, daß der Zivilschutz unter Berück- 
sichtigung der in den vergangenen Jahren wesenthch veränderten sicher- 
heitspolitischen Rahmenbedingungen und auch im Hinblick auf die not- 
wendige Konsolidierung der öffentlichen Haushalte geändert werden 
muß. Strukturveränderungen und eine Straffung der Organisation sind 
auch beim THW erforderlich. 

Für die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk sind im Bundeshaushalt 
1994 173,6 Mio. DM bei Kapitel 36 19 veranschlagt. Hiervon sind 12,4 Mio. 
DM gesperrt. Damit stehen in diesem Jahr zunächst rd. 161 Mio. DM für 
das THW zur Verfügung. Die Finanzplanung für 1997 sieht bei Kapi- 
tel 36 19 einen Ansatz von 156 Mio. DM vor. 
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Nach dem Ergebnis der kürzhch mit den Innenministern und -Senatoren 
der Länder geführten Abstimmungsgespräche zu dem vom BMI inzwi- 
schen erarbeiteten Entwurf eines neuen Zivilschutzkonzeptes hält der 
Bund auch künftig die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk für den 
Bereich der Bergung vor. Das gesamte Potential des THW steht den Län- 
dern darüber hinaus zur Verstärkung ihres Katastrophenschutzpotentials 
zur Verfügung. Für die KatS-Aufgabe der Instandsetzung werden beson- 
dere Züge nicht mehr vorgehalten. Eine zusätzliche Komponente soll für 
Auslandseinsätze vorgehalten werden. Damit erhält das THW künftig klar 
umrissene Aufgabenfelder, auf die Ausrüstung und Ausbildung hin kon- 
zentriert werden können. 

Das ehrenamtliche Element soll auch in Zukunft die Basis des THW blei- 
ben. 

Die endgültigen Entscheidungen, die wesentlich von den für das THW in 
Zukunft zur Verfügung stehenden Mitteln abhängen, werden in enger 
Abstimmung mit dem THW nach sachlichen Kriterien getroffen. Insge- 
samt soll das THW weiterhin in der Fläche vertreten sein. Seine bundes- 
weite Leistungsfähigkeit soll erhalten bleiben. Die Verzahnung mit dem 
von den Ländern vorgehaltenen Potential für den Katastrophenschutz soll 
weiter verbessert werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


8. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie häufig haben die Strafverfolgungsbehörden 
von Bund und Ländern in den letzten zehn Jahren 
jeweils Durchsuchungen oder Beschlagnahmen 
bei Autoren, Zeitungsredaktionen, Verlagen und 
sonstigen Medienschaffenden hinsichtlich ihrer 
Veröffentlichungen und recherchierten Hinter- 
grundmaterialien durchgeführt, und welche Hal- 
tung nimmt die Bundesregierung zu der Forde- 
rung ein, das Zeugnisverweigerungsrecht gemäß 
§ 53 StPO sowie das hieraus folgende Beschlag- 
nahmeverbot auch auf selbstrecherchiertes 
Material, auf nichtperiodische Medienerzeug- 
nisse wie etwa Bücher sowie auf Filmberichter- 
statter zu erstrecken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 30* März 1994 


Für Strafverfolgungsmaßnahmen sind grundsätzlich die Landesjustizver- 
waltungen zuständig. Aus Anlaß einer schriftlichen Frage der Abgeordne- 
ten Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 5. Juni 1991 befragt, 
haben die Landesjustizverwaltungen mitgeteilt, daß in den Ländern keine 
Erhebungen über strafprozessuale Durchsuchungen erfolgen und auch 
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künftig nicht beabsichtigt seien (vgl. Beantwortung in der Drucksache 
121767 , Seite 9). Eigene Erkenntnisse über die im Zuständigkeitsbereich 
der Länder durchgeführten Maßnahmen liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 


Unter Hinweis darauf, daß wegen der Kürze der für die Beantwortung zur 
Verfügung stehenden Zeit eine Erhebung nur anhand der dortigen EDV 
erfolgen konnte, hat der Generalbundesanwalt für seinen Geschäfts- 
bereich mitgeteüt, daß in den letzten zehn Jahren in sechs Fällen Redak- 
tionen durchsucht wurden, in zwei Fällen Verlage und in weiteren zwei 
Fällen - weil jeweils eine Einheit - Redaktionen und Verlage, Zu einer 
Beschlagnahme ist es nur in einer Redaktion gekommen. Selbstrecher- 
chiertes Material war in keinem Fall Gegenstand von Durchsuchung oder 
Beschlagnahme, Es ging vielmehr um die Auffindung von Bekenner- 
schreiben und anderen schriftlichen Erklärungen terroristischer Vereini- 
gungen. 


Forderungen der in Ihrer Frage genannten Art nach einer Erweiterung des 
Zeugnisverweigerungsrechtes für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von 
Presse und Rundfunk sowie des entsprechenden Beschlagnahmeverbotes 
sind u. a. Gegenstand eines entsprechenden Gesetzentwurfs des Bundes- 
rates (Drucksache 12/499). Zur Bewertung solcher Forderungen wird auf 
die Stellungnahme der Bundesregierung in dieser Drucksache Bezug 
genommen. 


9. Abgeordneter 

Dr. Hans 


de With 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung nach dem Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 15. März 1994 - 1 StR 
179/93 - zur Frage der Strafbarkeit des Leugnens 
des Holocaust nunmehr bereit, einer Änderung 
des Strafgesetzbuches zuzustimmen, wie sie die 
der Fraktion der SPD am 10. November 1982 
(Drucksache 9/2090) vorgeschlagen hatte, wo- 
nach das öffentlich oder in einer Versammlung 
begangene Leugnen oder Verharmlosen des na- 
tionalsozialistischen Völkermords schon bestraft 
werden kann, wenn es nur in einer Weise ge- 
schieht, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden 
zu stören? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 30. März 1994 


Eine Beantwortung der Frage ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
möglich. Solange das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 15. März 1994 
mit seinen schriftlichen Gründen nicht vorliegt, ist eine Bewertung des 
Urteils nicht möglich. Erst wenn diese vorgenommen worden ist, kann dar- 
über entschieden werden, ob gesetzgeberische Maßnahmen veranlaßt 
sind. Dabei wird auch zu prüfen sein, inwieweit der in dem von den Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung und ande- 
rer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz - Drucksache 12/6853) vor- 
geschlagenen Änderung des § 130 StGB (Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzent- 
wurfs) für den vorliegenden Sachverhalt Bedeutung zukommt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


10. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung auch nach Inkraft- 
treten des Registerverfahrensbeschleunigungs- 
gesetzes an ihrer Rechtsauffassung fest, daß 
bezüglich der Wohnungsbestände das frühere 
Reichsvermögen dem Bund zuzuordnen ist, ob- 
v^ohl nachMreislich diese Wohnungsbestände seit 
über 40 Jahren durch die kommunalen Woh- 
nungsunternehmen verwaltet wurden und dem- 
zufolge die gesamten Instandsetzungsmaßnah- 
men auch von diesen Unternehmen getragen 
wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1994 

Schon mit Inkrafttreten des Einigungsvertrages ist ehemals volkseigenes 
in Rechtsträgerschaft der volkseigenen Betriebe der Wohnungswirtschaft 
zur Wohnungsversorgung genutztes Vermögen in das Eigentum der Kom- 
munen übergegangen (Artikel 22 Abs. 4 des Einigungsvertrages). Dies gilt 
auch für früheres Reichseigentum. 

Darüber hinaus bestimmt § 16 Satz 1 in Verbindung mit § 1 1 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2 des Vermögenszuordnungsgesetzes (VZOG) in der Fassung des am 
25. Dezember 1993 in Kraft getretenen Registerverfahrensbeschleuni- 
gungsgesetzes, daß reichseigne Grundstücke unter folgenden Vorausset- 
zungen nicht dem Bund zustehen: 

- Die Vermögensgegenstände sind am 3. Oktober 1990 im komplexen 
Wohnungsbau oder Siedlungsbau verwendet worden oder 

- es lagen konkrete Ausführungsplanungen für die Verwendung der 
Grundstücke im komplexen Wohnungs- oder Siedlungsbau vor oder 

- es sind die Voraussetzungen des § 1 a Abs. 4 Satz 3 VZOG gegeben (vor- 
übergehender Leerstand). 


11. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß gemäß der Grundsätze für verbilligte Ver- 
äußerung/Nutzungsüberlassung und unentgelt- 
liche Veräußerung bundeseigener Grundstücke 
vom 31. März 1993 (Ziffer III 1.8) die ortsansässi- 
gen Kommunen und kommunalen Wohnungsun- 
ternehmen trotz Nachweises eines dringenden 
konkreten Wohnungsbedarfs bei einer direkten 
Abgabe nicht berücksichtigt werden und viel- 
mehr ein Ausschreibungsverfahren durchgeführt 
werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1994 

Die von Ihnen angesprochenen Grundsätze, die jetzt in der Fassung vom 
22. Februar 1994 gelten, beziehen sich auf ursprünglich etwa 40000 Woh- 
nungen der Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte (WGT). 
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Die Bundesregierung hat den neuen Bundesländern im Jahre 1993 die 
pauschale unentgeltliche Übernahme aller von ihr nicht benötigten ehern. 
Liegenschaften der WGT angeboten. Hierzu gehören auch die vorge- 
nannten rd. 40000 Wohnungen. Auf der Grundlage dieses Angebotes hat 
der Freistaat Sachsen zwischenzeitlich bereits etwa 3000 Wohnungen 
erhalten. Mit den Ländern Brandenburg und Thüringen besteht grund- 
sätzliches Einvernehmen über eine vergleichbare Regelung. Hiernach 
wird Thüringen vom Bund etwa 3400 Wohnungen und Brandenburg etwa 
10 000 Wohnungen unentgelthch übernehmen. Ob und zu welchen Kon- 
ditionen die Länder diese Wohnungen den Kommunen überlassen, ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. 


Die von Ihnen erwähnten Grundsätze beziehen sich somit zunächst auf 
einen Restbestand von etwa 24000 Wohnungen, von denen ein Teil u. U. 
für die Unterbringung von Bundesbediensteten benötigt und daher nicht 
an Dritte veräußert wird. 


Mit der vorrangigen Abgabe dieser Liegenschaften an private Investoren 
bezweckt die Bundesregierung, daß diese Wohnungen kurzfristig saniert 
werden und damit schnell den Wohnungsuchenden zur Verfügung ste- 
hen. Die nach den Verbilligungsgrundsätzen erst nachrangig zugelassene 
Abgabe dieser Wohnungen an Kommunen oder kommunale Wohnungs- 
baugesellschaften trägt der Tatsache Rechnung, daß den Kommunen mit 
dem Einigungsvertrag der Großteil der drei Millionen ehemals volkseige- 
nen Wohnungen übertragen wurde. Auch ihnen wurde durch Artikel 22 
Abs. 4 des Einigungsvertrages eine Privatisierung ihres Wohnungsbestan- 
des auferlegt. In diesem Zusammenhang ist auch die nach § 5 des Alt- 
schuldenhilfegesetzes vorgeschriebene 15%ige Privatisierung des Woh- 
nungsbestandes zu beachten. Hiermit stünde es nicht im Einklang, die 
Kommunen vorrangig als Bewerber zu berücksichtigen. 


12. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die Energie- 
werke Nord einschließlich des Zwischenlagers 
Lubmin bei Greifswald zu privatisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. März 1994 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Energiewerke Nord GmbH 
(EWN) einschließlich des geplanten Zwischenlagers zu privatisieren. Die 
Gesellschaft mit ihren stillgelegten Kernkraftwerken ist nicht privatisie- 
rungsfähig. 


Abgesehen davon ist am Standort des Kernkraftwerkes Greifswald ein 
Prozeß der Entflechtung und Privatisierung nicht kontaminierter Grund- 
stücksflächen im Gange. Seit 1990 wurden bereits etwa 25 private, mittel- 
ständische Unternehmen mit ca. 650 Beschäftigten des ehemaligen Kraft- 
werksbereichs gegründet, die vielfältige Aufgaben des Dienstleistungs- 
und Gewerbebereichs für die Region und für die EWN wahrnehmen (z. B. 
Wachdienste, Ingenieurleistungen, Werkstoffprüfung, Stahl- und Rohr- 
bau). Die EWN ist bemüht, weitere Privatbetriebe anzusiedeln. 
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13. Abgeordneter 

Kurt 

Palis 

(SPD) 


Welche Steuererhöhungen und welche Steuer- 
senkungen wurden ab 1. Januar 1990 durchge- 
führt bzw, sollen bis 1996 vorgenommen werden? 


14. Abgeordneter 

Kurt 

Palis 

(SPD) 


Welche finanziellen Auswirkungen (auf geteilt in 
Steuererhöhungen bzw. Steuersenkungen und 
getrennt nach Entstehungsjahr und Rechnungs- 
jahren) haben sich dadurch ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. März 1994 

Die gewünschten Angaben können - ausgenommen die Auswirkungen 
des Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerbereinigungsgesetz (StMBG) - 
den Finanzberichten 1989 bis 1994, jeweils Tabelle 14 „Finanzielle Aus- 
wirkungen der Steuerrechtsänderungen" , entnommen werden. Abdrucke 
der einschlägigen Übersichten sowie eine Zusammenstellung der Auswir- 
kungen des StMBG sind beigefügt. * ) 


15. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wer trägt auf welcher Rechtsgrundlage die 
Kosten für den Abriß von Baulichkeiten und die 
Beseitigung von Altlasten bei Grundstücken, die 
in den neuen Bundesländern von der ehemaligen 
sowjetischen Armee genutzt worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 30. März 1994 

Bei am 3. Oktober 1990 im Privateigentum stehenden und noch von der 
Westgruppe der sowjetischen Truppen (WGT) genutzten Liegenschaften 
entsteht für den Grundstückseigentümer nach der Räumung durch die 
Truppe ein Anspruch auf Erstattung der während der Gesamtdauer der 
militärischen Inanspruchnahme an den Grundstücken entstandenen 
Schäden (sog. Belegungsschäden). Hierzu gehören auch die Kosten für die 
Beseitigung der entstandenen Umweltschäden. Eine Entschädigung für 
den Abriß von Baulichkeiten kommt dabei nur insoweit in Betracht, als sie 
sich auf das Grundstück wertmindernd auswirken oder ihre Beseitigung 
aufgrund der einschlägigen sicherheits- und ordnungsrechtlichen Vor- 
schriften der Länder erforderlich ist. Die Belegungsschäden werden 
gemäß Artikel 24 Abs. 1 des Aufenthalts- und Abzugsvertrages vom 
12. Oktober 1990 von deutschen Behörden (Bundesvermögensabteilun- 
gen der örtlich zuständigen Oberfinanzdirektionen) nach den Vorschrif- 
ten und Grundsätzen des deutschen Entschädigungsrechts abgegolten. 

Sofern die von der WGT am 3. Oktober 1990 genutzten Liegenschaften 
Eigentum des Bundes oder einer anderen Gebietskörperschaft sind, 
tragen diese Grundstückseigentümer derartige Kosten. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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16. Abgeordnete 
Erika 
Simm 
(SPD) 


Hatten Angehörige der Nomenklaturkader der 
ehemaligen DDR nach dem Fall der Mauer und 
vor ihrer Beschäftigung bei der Treuhandanstalt 
mit Beamten von Bundesressorts Kontakt (ggf. 
wo, wann und aus welchen Anlässen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 31. März 1994 

In dem genannten Zeitraum unterhielten Beamte der Bundesressorts 
dienstlich veranlaßte Kontakte zu Nomenklaturkadern der ehemaligen 
DDR. Sie dienten der Wegbereitung für die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands. Als Beispiele sind zu nennen die Vorbereitung des Vertrages über 
die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion und die Vor- 
bereitung des Einigungsvertrages. Daneben waren Beamte von Bundes- 
ressorts in dem genannten Zeitraum häufig auch als Berater der Regierung 
der ehemahgen DDR eingesetzt. 


17. Abgeordnete 

Erika 

Simm 

(SPD) 


Haben Beamte von Bundesressorts mittelbar oder 
unmittelbar, im Zeitraum nach den Volkskam- 
merwahlen im März 1990, auf die Anstellung 
und/oder Übernahme von Angehörigen der 
Nomenklaturkader der ehemaligen DDR in die 
Treuhandanstalt Einfluß genommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 31. März 1994 

Über eine mittelbare oder unmittelbare Einflußnahme von Beamten der 
Bundesressorts auf die Anstellung und/oder Übernahme von Angehöri- 
gen der Nomenklaturkader der ehemaligen DDR in die Treuhandanstalt 
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 

Klaus 

Beckmann 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung die holländische Stiftung 
SUBAT (Stichting Uitvoering Bodensanering 
Amovering Tankstations), deren Zielsetzung 
sowie Arbeitsweise bekannt, und hält die Bun- 
desregierung es für wünschenswert, dieses Mo- 
dell angesichts der in der Mineralölbranche bis 
1997 erwarteten 3 000 Tankstellenstillegungen in 
Deutschland einzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 31. März 1994 

Der Bundesregierung ist die von der niederländischen Mineralölwirt- 
schaft getragene Stiftung SUBAT bekannt. Ob und inwieweit das nieder- 
ländische Modell auf deutsche Verhältnisse übertragbar ist, muß inner- 
halb der deutschen Mineral öl Wirtschaft diskutiert werden. 
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Die Bundesregierung hält es für richtig, wenn auftretende Umweltpro- 
bleme von der Wirtschaft, auch durch Selbsthilfeeinrichtungen, gelöst 
werden. Sie unterstützt deshalb grundsätzlich die Idee einer von der Wirt- 
schaft in eigener Verantwortung getragenen und mit eigenen Mitteln 
finanzierten Selbsthilfeeinrichtung. Da diese auch kartellrechtlich rele- 
vante Absprachen über die Stillegung von Tankstellen beinhalten würde, 
muß sie kartellrechtlich akzeptabel ausgestaltet werden. Dazu laufen die 
Gespräche noch. 


19. Abgeordneter 

Klaus 

Beckmann 

(F.D.P.) 


Hat die Bundesregierung ihren politischen Wil- 
len, eine entsprechende Institution in Deutsch- 
land zu errichten, bereits gegenüber der Mineral- 
ölwirtschaft bekundet, wenn nein, warum nicht, 
wenn ja, welche Reaktionen liegen ihr aus der 
Wirtschaft vor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 31. März 1994 


Da es sich um eine Einrichtung der Mineralölwirtschaft und nicht der Bun- 
desregierung handelt, kommt es entscheidend auf die Willensbildung 
innerhalb der verschiedenen Gruppen der Mineralölwirtschaft an. Die 
Interessengemeinschaft mittelständischer Mineral öl verbände betreibt die 
Sache und hat das Gespräch mit der Bundesregierung gesucht. Die Bun- 
desregierung hat der Interessengemeinschaft bereits im September 1993 
ihre grundsätzlich positive Einstellung mitgeteilt. Die mittelständischen 
Verbände haben ihren Vorschlag inzwischen an die Mineralölindustrie 
herangetragen. Der Mineral öl wirtschafts verband ist nach einer ersten 
Prüfung eines Entwurfs zu dem Ergebnis gelangt, daß eine Beteiligung der 
Mineralölindustrie an einem Grundstückssanierungsfonds nicht zweck- 
mäßig erscheine. Er ist jedoch weiterhin gesprächsbereit. 


20. Abgeordneter 

Klaus 

Beckmann 

(F.D.P.) 


Wenn die Haltung von Teilen der Mineralölwirt- 
schaft gegenüber einem entsprechenden Modell 
für Deutschland ablehnend ist, welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung dann, die 
Bereitschaft zur Errichtung dieser Selbsthilfe- 
einrichtung der Wirtschaft zu fördern, damit die 
Bodensanierungskosten gegebenenfalls nicht die 
öffentlichen Haushalte belasten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 31. März 1994 


Da die kartellrechtliche Klärung noch nicht abgeschlossen ist und kon- 
krete Verhandlungen des mittelständischen Mineralölhandels mit der 
Mineralölindustrie noch nicht auf genommen worden sind, sollte im jetzi- 
gen Zeitpunkt auch nicht unterstellt werden, daß eine Selbsthilfeeinrich- 
tung der Wirtschaft nicht zustande kommt. Auch sollte nicht davon ausge- 
gangen werden, daß die Kosten zur Sanierung belasteter stillgelegter 
Tankstellengrundstücke der öffentlichen Hand anheim fallen. Grundsätz- 
lich haftet zunächst der Verursacher bzw. der Grundstückseigentümer; 
nur bei bestimmten rechtlichen Konstellationen könnte im Einzelfall die 
öffentliche Hand gefordert sein, wenn Gefahr im Verzüge ist. 
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21. Abgeordneter 

Klaus 

Beckmann 

(F.D.P.) 


Wenn das Finanz volumen für die Bodensanie- 
rung bei stillzulegenden Tankstellen schätzungs- 
weise 1,5 Mrd. DM und das jährliche Aufkommen 
aus der Umlage 250 Mio. DM beträgt, ist die Bun- 
desregierung dann bereit, die Umrüstungsfristen 
nach der 21. BImSchV so zu stecken, daß in einem 
Zeitraum von sechs Jahren die Bodensanierung 
an Tankstellengrundstücken finanziert werden 
kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 31. März 1994 

Die Bundesregierung kann das von Ihnen angenommene Finanzierungs- 
volumen nicht bestätigen, da die Zahl der stillzulegenden Tankstellen und 
die im Einzelfall zu erwartenden Sanierungskosten nicht bekannt sind. 
Der von Ihnen genannte Beitrag scheint sich eher an einem höchstmöglich 
denkbaren Sanierungsumfang zu orientieren. 

Auch unabhängig von grundsätzlichen umweltpolitischen Überlegungen 
sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, die Fristen der Verordnung zur 
Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von 
Kraftfahrzeugen - 21. BImSchV - zu strecken. Während in der mit Zustim- 
mung der Länder verabschiedeten 21. BImSchV konkrete Fristen für die 
Nachrüstung vorgegeben sind, ist dies bei einer evtl. Bodensanierung im 
Anschluß an die Stillegung, über die die Länder in eigener Verantwortung 
entscheiden, nicht der Fall. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


22. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie lange reicht der Munitionsvorrat bei den ein- 
zelnen Streitkräften (Luftwaffe, Marine, Heer) im 
Verteidigungsfall aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 30. März 1994 

Eine generelle Aussage zur sog. logistischen Versorgungsreichweite des 
Munitionsvorrates bzw. zum Bedarf im Verteidigungsfall, bezogen auf 
die einzelnen Teilstreitkräfte, ist nicht möglich. Die Ermittlung 
dieser Daten erfolgt waffen-Zwaffensystembezogen anhand unterschied- 
licher Modelle; diese werden zur Zeit bei der NATO überarbeitet. 

Dabei sind Angaben zur Reichweite (in Tagen) nur bei den Waffensyste- 
men möglich, deren Munitionsbedarf aufwands- oder lebensdauerorien- 
tiert ermittelt wird (z. B. bei Kampfpanzern und Artilleriewaffen). 

Bei Waffensystemen, deren Munitionsbedarf zielorientiert ermittelt wird 
(z. B. bei Flugabwehrwaffen), entfällt die tageweise Reichweitenbetrach- 
tung. Grundlage der Bedarfsberechnung ist hier ein definiertes Zielspek- 
trum. 
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Bei den wesentlichen Munitionsarten reicht die Menge der vorhandenen 
Bestände aus, um den Mindestbedarf für 30 Kampftage bei den Krisen- 
reaktionskräften und für sieben Kampftage bei den Hauptverteidigungs- 
kräften abzudecken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


23. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Vor dem Hintergrund der Zusage der Bundesmi- 
nisterin für Familie und Senioren aus dem Jahre 
1992, daß 1994 ein EG -Familienministerrat zu- 
sammentrifft, der zur internationalen Aufwertung 
der Familienpolitik beitragen und der ihr in der 
Europäischen Gemeinsch^aft nützliche Impulse 
geben kann, frage ich die Bundesregierung, wel- 
che einzelnen Schritte hat die Bundesministerin 
für Familie und Senioren diesbezüglich mit wel- 
chem Ergebnis unternommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhtilsdonk 
vom 5. April 1994 

Auf Initiative der Bundesministerin für Familie und Senioren wird am 
15. September 1994 in Berlin ein informeller Rat der für Familienfragen 
zuständigen Minister der Europäischen Union stattfinden. Der EU-Fami- 
lienministerrat soll dazu beitragen, daß die Belange von Familien in den 
Mitgliedsländern der Europäischen Union und im europäischen Eini- 
gungsprozeß stärkere Berücksichtigung finden. 


24. Abgeordneter 

Wilhelm 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Welchen finanziellen Beitrag stellt der Bund zur 
Ausrichtung des „Internationalen Jahres der 
Familie 1994" in Deutschland zur Verfügung, und 
wie sind bzw. werden diese Finanzmittel an Ver- 
bände, Organisationen, Agenturen o. a. veraus- 
gabt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhtilsdonk 
vom 29. März 1994 


Der Bund stellt zur Ausrichtung des „Internationalen Jahres der Familie 
1994" in Deutschland im Haushaltsjahr 1994 - nach Kürzungen im Haus- 
haltsansatz - 3,6 Mio. DM zur Verfügung. Davon entfallen ca. 2 Mio. DM 
auf 70 Projekte von Verbänden, Organisationen und freien Trägern der 
Familienarbeit, die im Rahmen des Internationalen Jahres der Familie 
durchgeführt werden. 250000 DM werden dem freiwilligen Beitragsfonds 
der Vereinten Nationen zum Internationalen Jahr der Familie zur Verfü- 
gung gestellt. Ca. 900000 DM entfallen auf die Eröffnungsveranstaltung, 
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eine europäische Fachkonferenz, die gemeinsam mit der EU-Kommission 
durchgeführt wird, und auf die Abschlußveranstaltung. Die restlichen Mit- 
tel werden für die Geschäftsstelle zur Koordinierung der Aktivitäten der 
Mitglieder der Deutschen Nationalkommission im Internationalen Jahr 
der Familie verausgabt. 

Zur Gesamtkonzeption der Bundesregierung für das Internationale Jahr 
der Familie verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Michael Habermann, Christel Hane- 
winckel, Hans Gottfried Bernrath, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der SPD (Drucksache 12/5499). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


25. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Welchen Beitrag betreffend Ziele, Strategie und 
Aktion wird die Bundesregierung auf der offiziel- 
len Vorbereitungskonferenz der EU im Hinblick 
auf die 4. VN- Weltfrauenkonferenz vom 14. April 
bis 17. April 1994 in Toledo einbringen, und wel- 
che Zusammenarbeit mit anderen europäischen 
Staaten hat die Bundesregierung im Vorfeld der 
EU-Konferenz zwecks Durchsetzung des deut- 
schen Beitrags gepflegt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 6. April 1994 


Die Konferenz von Toledo wurd auf einer Sitzung am 27. Januar 1994, die 
von der Kommission der Europäischen Union einberufen worden war, im 
europaweiten Rahmen vorbereitet. Dabei wurde unter deutscher Beteili- 
gung insbesondere die Situation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt, Fragen 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie die Beteiligung der Frauen 
im öffentlichen Leben als Themen formuliert. Sie haben ihren Nieder- 
schlag in der am 31. März 1994 in englischer Sprache übersandten Tages- 
ordnung gefunden. Auf Vorschlag der Bundesregierung wurde auch das 
Thema „Frauen und Medien" in den Katalog aufgenommen. Eine weitere 
Abstimmung der Vertreterinnen und Vertreter der Mitgliedstaaten fand 
am Rande der Sitzung der VN-Frauenrechtskommission in New York 
(7. bis 15. März 1994) statt. 

Die Bundesregierung wird auf der EU-Vorbereitungskonferenz insbeson- 
dere die Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt (Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit, Qualifizierung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, ins- 
besondere in den neuen Bundesländern), der gesellschaftlichen Partizipa- 
tion von Frauen und der Berücksichtigung von Frauen in der Entwick- 
lungszusammenarbeit hervorheben. 
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Ziel dieser Konferenz ist der Austausch über die Vorbereitungsarbeiten 
der Mitgliedstaaten und die Koordinierung der Stellungnahmen zur 
Aktionsplattform. Dazu gehört auch die Analyse „der zukunftsweisenden 
Strategien von Nairobi" (1985) und der gemeinsamen Probleme, die einer 
zügigen Umsetzung noch entgegenstehen, sowie die Formulierung von 
Zielen und Maßnahmen der Mitgliedstaaten, die eine Umsetzung bis zum 
Jahr 2000 sicherstellen. Im übrigen ist Ziel dieser Konferenz, die Grund- 
lagen für den Entwurf einer Stellungnahme der Europäischen Union zu 
erarbeiten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


26. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Warum ist die in § 85 Abs. 2 Satz 4 des SGB V vor- 
gesehene vertragsrechtliche Regelung, wonach 
die Verbände der Krankenkassen und die Kas- 
senärztlichen Vereinigungen „auch eine ange- 
messene Vergütung für nichtärzthche Leistungen 
im Rahmen sozialpädiatrischer und psychiatri- 
scher Tätigkeit vereinbaren" sollen, bisher nicht 
zustande gekommen? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 5, April 1994 

Die Bundesregierung ist über die Ursache für die Verzögerung im einzel- 
nen nicht informiert. Offenbar spielen Meinungsunterschiede über Sach- 
fragen im Zusammenhang mit der Leistungsbeschreibung und dem Um- 
fang der Leistungsverpflichtung der Krankenkassen eine wichtige Rolle. 
Der AOK-Bundesverband hat dem Bundesministerium für Gesundheit am 
8. November 1993 mitgeteilt, daß zwischen der Kassenärzthchen Bundes- 
vereinigung und den Verbänden der Ersatzkassen Gespräche über eine 
Sozialpsychiatrie-Vereinbarung geführt werden und im Jahr 1994 auch 
Gespräche mit den Verbänden der Primärkassen geführt werden sollen. 

Die Vereinbarungen über die Vergütung nichtärztlicher Leistungen im 
Rahmen sozialpädiatrischer und psychiatrischer Tätigkeit nach § 85 Abs. 2 
Satz 4 SGB V obhegen der gemeinsamen Selbstverwaltung auf Landes- 
ebene. 


27. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Umsetzung dieser Vorschrift fünf Jahre nach 
Inkrafttreten des Gesetzes durch die Selbstver- 
waltung endlich zu gewährleisten? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 5. April 1994 

Die Bundesregierung hat keine direkten Einflußmöglichkeiten auf die 
Umsetzung der Vergütungsvereinbarungen auf Landesebene. 
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Das Bundesministerium für Gesundheit hat sich im Herbst 1993 bei den 
Spitzenverbänden der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung nach dem Sachstand erkundigt. Ich gehe davon aus, daß es 
nach einer Klärung der noch offenen Sachfragen zu einer vertraglichen 
Einigung kommen wird. Sollte dies nicht der Fall sein, haben die Beteilig- 
ten die Möglichkeit, das Schiedsamt anzurufen. Falls die Vertragspartner 
dies nicht tun, können die zuständigen Aufsichtsbehörden unter den im 
Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen (vgl. § 89 Abs. 1 a SGB V) diese 
Initiative ergreifen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


28. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an den im Bundesver- 

Carl kehrswegeplan festgelegten Ausbauzielen für 

Ewen die Elbe (Strombaumaßnahmen Grenze Tsche- 

(SPD) chische Republik bis Geesthacht) fest, oder sind 

ihrer Ansicht nach weitergehende Baumaßnah- 
men zur Sicherung langfristig günstiger Schiff- 
fahrtsverhältnisse auf der Elbe erforderlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 31. März 1994 


Die Bundesregierung sieht keinen Grund, die Ausbauziele der im Vor- 
dringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans '92 eingeordneten 
„Strombaumaßnahmen an der Elbe" zu korrigieren. Mit den Strombau- 
maßnahmen sollen für die Schiffahrt an etwa der Hälfte des Jahres Fahr- 
rinnentiefen von 2,50 m geschaffen und Fahrrinnentiefen von mindestens 
1,60 m an 345 Tagen im Jahr gesichert werden. Für die schiffstiefgangbe- 
stimmende Stadtstrecke Magdeburg werden, wenn mit stromregelnden 
Maßnahmen in dieser Engpaßstrecke die vorgesehene Wasserstandsver- 
besserung nicht erreicht werden kann, Lösungen mit einem temporären 
Teilaufstau bei Niedrig- bis Mittelwasser untersucht. 


29. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung in diesem 

Carl Zusammenhang den Einsatz von Staustufen auf 

Ewen der Elbe im Rahmen eines Gesamtkonzepts zur 

(SPD) Stabilisierung des Wasserstands? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 31. März 1994 

Alternativ zu den Strombaumaßnahmen wurde eine Stauregelung der 
Elbe insgesamt sowie zwischen den Abschnitten Geesthacht — Magde- 
burg — Saalemündung — Grenze Tschechische Republik untersucht. Im 
Ergebnis zeigte sich, daß sowohl ein durchgehender als auch ein 
abschnittsweiser Staustufenausbau schon aus wirtschaftlichen Gründen 
nicht vertretbar ist (Nutzen-Kosten-Verhältnis 0,1 bis 0,3). Er ist deshalb 
nicht Bestandteil des Bundesverkehrswegeplans '92. 
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30. Abgeordneter Ist nach Ansicht der Bundesregierung sicherge- 

Carl stellt, daß ein ökologisch tragbarer Ausbau der 

Ewen Elbe nicht zu einer Gefährdung der Auenland- 

(SPD) schäften führen wird, oder soll die Kompensation 

der Eingriffe über Ausgleichsmaßnahmen an 
anderer Stelle erfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 31. März 1994 

Die Strombaumaßnahmen zwischen der Grenze zur Tschechischen Repu- 
blik und Geesthacht beinhalten die Wiederherstellung und partielle 
Ergänzung der Regelungsbauwerke (Buhnen, Deck- und Leitwerke sowie 
Sohlschwellen) zur Verstetigung der Gefälle- und Verbesserung der Was- 
serstandsverhältnisse. Damit soll zugleich eine Stabilisierung der Fluß- 
sohle erreicht werden, um die weitgehend morphologisch bedingte und 
bereichsweise unterschiedlich fortgeschrittene Sohlenerosion zum Still- 
stand zu bringen. Nur so können das weitere Absinken des Grundwassers 
verhindert und die Auwälder und Feuchtgebiete erhalten werden. 

Alle Maßnahmen werden umweltverträglich und behutsam ausgeführt. 
Die Elbe bleibt weitgehend in ihrem jetzigen Zustand erhalten. Soweit 
erforderlich, werden Umweltverträglichkeitsuntersuchungen durchge- 
führt und Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen. 


31. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Proteste 
der Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde Holt- 
husen gegen den geplanten Ausbau der Eisen- 
bahnstrecke Hamburg — Büchen — Schwerin 
sowie die damit verbundenen zusätzlichen 
Belastungen u. a. durch die Verstärkung der 
bahnbedingten Teilung der Ortschaft und die 
Erhöhung der Lärmbelästigung, und welche Kon- 
sequenzen gedenkt sie daraus zu ziehen? 


32. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Wie prognostiziert die Bundesregierung die Ent- 
wicklung des Personen- und Güterverkehrs auf 
der Strecke Hamburg — Büchen — Schwerin, 
und welche praktischen Verbesserungen plant 
die Bundesregierung zur Entlastung der 
Gemeinde Holthusen beispielsweise durch Ver- 
legung der Gleisstrecke außerhalb der Ortschaft 
Holthusen oder andere anwohnerfreundliche 
Maßnahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 31. März 1994 


Der Streckenabschnitt Hagenow Land — Holthusen besteht als einglei- 
sige nichtelektrifizierte Hauptstrecke und mündet in Holthusen in die 
zweigleisige elektrifizierte Hauptbahn von Wittenberge nach Schwerin. 
Das zu erwartende Verkehrsaufkommen im Personen- und Güterverkehr 
entsprechend der BVWP '92-Prognose macht den zweigleisigen Ausbau 
des Abschnittes Hagenow Land — Holthusen erforderlich. 
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Im Rahmen des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit Nr. 1 ist deshalb 
geplant, den Abschnitt Hagenow Land — Holthusen zweigleisig für die 
maximale Geschwindigkeit von 160 km/h auszubauen und zu elektrifizie- 
ren und dadurch eine durchgehend zweigleisige und elektrifizierte 
leistungsfähige Verbindung zwischen den Hafenstädten Hamburg und 
Rostock zu schaffen. 

Ziel ist es, diese Arbeiten im Jahre 1996 abzuschließen. 

Nach Angaben der - für diese Frage zuständigen - Deutsche Bahn AG 
sind dieser in keiner Phase der am 25. Februar 1993 abgeschlossenen Vor- 
planung Anträge zur Ortsumfahrung von Holthusen bekanntgeworden. 

Das Planfeststellungsverfahren für dieses Bauvorhaben wurde inzwischen 
im Dezember 1993 eingeleitet. 

Da die Deutsche Bahn AG die umfangreichen Investitionsmittel sparsam 
und unter Nachweis der Wirtschaftlichkeit einsetzen muß, wurden beim 
vorgesehenen Ausbau folgende Prämissen berücksichtigt: 

- Der notwendige Geländeerwerb für die Anlagenerneuerung ist 
möglichst gering zu halten. 

- Die Linienführung folgt grundsätzlich der vorhandenen Trasse. 

- Die Planungsbreite ist zu minimieren. Es wird nur eine Kab eltras se 
angelegt. 

Die beabsichtigten Ausbaumaßnahmen halten alle gesetzlichen sowie 
sicherheits- bzw. umweltrelevanten Bestimmungen ein. 

Zwischenzeitlich durch die Planungsgesellschaft Bahnbau Deutsche Ein- 
heit veranlaßte Untersuchungen zu der von Kommunalpohtikern 
gewünschten Umfahrungsvariante für Holthusen lassen folgende Schluß- 
folgerungen zu: 

- Wegen erheblicher Umweltschutzbedenken steht kein Gelände für 
eine Umfahrung zur Verfügung. 

- Der Investitionsaufwand für eine Umfahrungslösung liegt um minde- 
stens 25 Mio. DM über der jetzt geplanten Ausbauvariante, wobei 
exakte Untergrunduntersuchungen auch deutlich höhere Aufwendun- 
gen ergeben können. 

- Die Umfahrungsstrecke ist ca. 1,3 km länger als die vorhandene 
Strecke, wodurch sich die Fahrzeit verlängert und die laufenden 
Betriebskosten steigen. 

Da den höheren Kosten der Umfahrung kein mindestens gleichgelager- 
ter Erlöszuwachs gegenübersteht, wäre eine Umfahrungsstrecke auch 
insoweit unwirtschaftlich. 

Der Deutsche Bahn AG ist bisher kein Alternativvorschlag der Gemeinde 
(deutlich unter 1000 Einwohner) bekannt, der diese Wirkungen aus- 
schließt. 


33. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche finanziellen Mittel beabsichtigt die Bun- 
desregierung zusätzlich bereitzustellen, um die 
Belastung für die Bewohner der Gemeinde Holt- 
husen durch den Ausbau des Eisenbahnverkehrs 
zu mildern, und aus welchem Haushaltstitel sol- 
len ggf. entsprechende Maßnahmen finanziert 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 31. März 1994 


Der Leistungsumfang dieser Baumaßnahme ist durch die dem laufenden 
Planfeststellungsverfahren zugrundeliegende Planung der Deutschen 
Bahn AG festgelegt. Entsprechend dem Bedarf beantragt die DB AG beim 
Bund die notwendigen Finanzmittel. Eine zusätzliche Bereitstellung von 
Mitteln durch den Bund ist nicht vorgesehen. 


34. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie viele Anbieter können die Kriterien der Aus- 
schreibung Lotsenversetzboot Bremerhaven, 
Serienrumpf, mit den Abmessungen: max. Länge 
über alles von 28,75 m, max. WL-Länge von 
26,00 m, Breite mindestens von 6,20 m und einer 
Seitenhöhe von 3,70 m in Deutschland und 
Europa erfüllen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 31. März 1994 


Das Vergabe verfahren der von Ihnen genannten Ausschreibung ist noch 
nicht abgeschlossen; die Bedingungen der Verdingungsordnung für die 
Vergabe von Leistungen (VOL/A) werden eingehalten. 

Einzelangaben zu den vorliegenden Angeboten dürfen wegen des Ver- 
trauensschutzes nicht gemacht werden (vgl. VOL/A § 22 Abs. 6). 

Nach Zuschlagserteilung werden die Benachrichtigungen über nicht 
berücksichtigte Angebote bzw. Bekanntmachung über den vergebenen 
Auftrag gemäß §§27 und 27 a VOL/A erfolgen. 


35. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Vorbereitungen zum Aus- 
bau der Schnellbahntrasse Mannheim — Paris? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 5. April 1994 


Die deutsche und die französische Regierung streben nach wie vor eine 
zügige Umsetzung der „Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem Minister für Aus- 
rüstung, Wohnungsbau und Verkehr der Französischen Republik über die 
Schnellbahnverbindung Paris — Ostfrankreich — Südwestdeutschland" 
vom 22. Mai 1992 an. Auf deutscher Seite konnte im Jahr 1993 ein Raum- 
ordnungsverfahren abgeschlossen werden, der Abschluß eines zweiten 
Raumordnungsverfahrens erfolgte im Januar 1994. Nach wie vor geht die 
deutsche Seite von der Inbetriebnahme bis zum Jahr 2000 aus. Im Rahmen 
der „Christophersen-Runde" hat Deutschland die Zusage erreicht, daß 
auch der Projekt- Abschnitt Saarbrücken — Ludwigshafen in das Ak- 
tionsprogramm der EG aufgenommen wird. 
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36. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Wann erwartet die Bundesregierung bei der An- 
erkennung eines Führerscheines für PKW die 
Gleichstellung von tschechischen Staatsbürgern, 
die in der Bundesrepublik Deutschland wohnen, 
mit Bürgern aus Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union und aus der EU gleichgestellten 
Drittstaaten, und welche Gründe sind dafür maß- 
gebend, daß diese Anerkennung der tschechi- 
schen Fahrerlaubnis bisher nicht erfolgt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 5. April 1994 

Die Bundesregierung hatte die damalige Tschechoslowakei nicht in die 
Liste der Staaten aufgenommen, deren Fahrerlaubnisse ohne Prüfung in 
deutsche umgeschrieben werden, weil es sowohl an der Gleichwertigkeit 
mit deutschen Fahrerlaubnissen als auch an der Gegenseitigkeit fehlte. 
Die Bundesregierung prüft derzeit mit den Bundesländern - die einer Auf- 
nahme in die Liste zustimmen müssen - die Unterlagen, die ihr über das 
Fahrerlaubnisrecht in der Tschechischen Republik vorliegen. Voraus- 
sichtlich wird der Bund-Länder-Fachausschuß „Fahrerlaubniswesen" auf 
seiner Sitzung im Juni diese Frage abschließend entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


37. Abgeordneter 

Reinhard 

Freiherr 

von Schorlemer 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe (DM/t) entstehen der öffent- 
lichen Hand durch Sammeln von Altpapier zu- 
sätzliche Kosten, die ganz oder teilweise durch 
Gebühreneinnahmen ausgeglichen werden (z. B. 
beim Sammeln von Altpapier durch kommunale 
Entsorgungsunternehmen, kostenloses Aufstel- 
len von Altp apiercontainern) ? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 5. April 1994 

Die Kosten der Altpapiersammlung lassen sich pauschal nicht beziffern. 
Sie variieren insbesondere abhängig vom jeweils eingesetzten Sammelsy- 
stem, das wiederum Auswirkungen auf die Effektivität und Qualität der 
Sammlung hat. Zur Papiersammlung werden in Deutschland sowohl Hol- 
als auch Bringsysteme eingesetzt. Mit der Papiertonne im Holsystem sind 
bei ausreichendem Behältervolumen Erfassungsquoten von 80 bis 90% 
möglich, das entspricht einer Einsammlung von 43 bis 53 kg Altpapier pro 
Einwohner und Jahr. Die Kosten hegen zwischen 280 und 350 DM/t. Mit- 
tels Bündelsammlung werden 25 bis 45 kg pro Einwohner und Jahr bei 
Kosten von 80 bis 100 DM/t erfaßt. Bei Depotcontainern liegt die Erfas- 
sungsrate zwischen 14 und 48 kg pro Einwohner und Jahr zu Kosten von 
150 bis 200 DM/t. 
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Bei der getrennten Sammlung von Papier und Pappe ergeben sich Aufga- 
benüberschneidungen zwischen den entsorgungspflichtigen Körper- 
schaften und der Duales System Deutschland GmbH. Bereits nach gelten- 
der Rechtslage - und nicht, wie in der Vorbemerkung zur Frage angedeu- 
tet, erst nach einer Novellierung der Verpackungs Verordnung - liegt die 
Zuständigkeit für die Erfassung gebrauchter Verkaufs Verpackungen aus 
Papier, Pappe und Karton bei der Duales System Deutschland GmbH. Bei 
der Einrichtung eines entsprechenden Sammelsystems war die Duales 
System Deutschland GmbH gemäß § 6 Abs. 3 der Verpackungsverord- 
nung verpflichtet, bestehende kommunale Sammelsysteme zu berück- 
sichtigen. In diesen Sammelsystemen der entsorgungspflichtigen Körper- 
schaften werden in der Regel neben Verkaufsverpackungen aus Papier, 
Pappe und Karton auch Druckerzeugnisse sowie Büro- und Administra- 
tionspapiere (graphische Papiere) erfaßt. Nach einer Vereinbarung zwi- 
schen den entsorgungspflichtigen Körperschaften und der Duales System 
Deutschland GmbH trägt die Duales System Deutschland GmbH gegen- 
wärtig für 25% der erfaßten Mengen an Altpapier und Pappe die Erfas- 
sungs- und Vermarktungskosten. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
sich die Papierfraktion zu 25% aus Verpackungen und zu 75% aus graphi- 
schem Altpapier zusammensetzt. Die Verpackungsverordnung verur- 
sacht mithin der öffentlichen Hand keine zusätzhchen Kosten für das Sam- 
meln von Altpapier; vielmehr trägt sie zu einer erheblichen Entlastung der 
kommunalen Gebührenhaushalte bei. 


38. Abgeordneter 

Reinhard 

Freiherr 

von Schorlemer 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzliche Kostenbelastung entsteht der 
öffentlichen Hand dadurch, daß nach Aussortie- 
rung des Papiers aus dem Müll bei der Müllver- 
brennung knappe fossile Rohstoffe (Erdöl, Erd- 
gas, Kohle) eingesetzt werden, damit der Müll 
verbrannt werden kann? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 5. April 1994 

Der mittlere Heizwert der in Müllverbrennungsanlagen entsorgten Ab- 
fälle liegt gegenwärtig etwa 30 bis 40% höher, als für eine selbstgängige 
Verbrennung erforderlich ist. Aus Untersuchungen zur Rückgewinnung 
und stofflichen Verwertung von Abfallfraktionen hat sich gezeigt, daß z. B. 
bei getrennter Altpapiersammlung Heizwertverminderungen um 5 bis 8% 
auftreten können. Wenn weitergehende Wertstofferfassungssysteme zum 
Einsatz kommen, kann die Minderung des Heizwertes infolge der aussor- 
tierten Papierfraktion durch parallel stattfindende Auslese der Glas- und 
Metallanteile und ggf. auch der Vegetabilien kompensiert werden. Vor 
diesem Hintergrund ist nicht davon auszugehen, daß bei der thermischen 
Behandlung von Hausmüll eine Stützfeuerung durch fossile Brennstoffe 
notwendig ist. Der öffentlichen Hand entstehen somit auch keine zusätz- 
lichen Kosten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


39. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Welche Windkraftanlagen im Kreis Soest hat der 
Bund in den Jahren 1982 bis 1994 mit Mitteln in 
welcher Höhe gefördert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 7. April 1994 

Im Rahmen des „100/250 MW Wind "-Programms wurden seit 1989 im 
Kreis Soest Anträge für die Errichtung und Erprobung von 44 Windkraft- 
anlagen bewilligt. Für 19 Anlagen wurden die Zuwendungsbescheide 
seitens der Antragsteller aus unterschiedlichen Gründen zurückge- 
geben. Zur Zeit sind 25 Windkraftanlagen rechtskräftig bewilligt, von 
denen 23 Anlagen bereits in Betrieb sind. Die Zuwendungen wurden für 
folgende Betreiber und Anlagentypen vergeben: 


Name 

Anlagentyp 

Anlagenzahl 

Windpark Hambusch GbR 

Nordex 150 

1 

Windpark Hambusch GbR 

Micon 570 - 200 

1 

Giese, H. u. W. 

LW15 

1 

Hoffmann, A. u. H. 

TW 60 

1 

Ritschny, R. u. S. 

LW15 

1 

Hollmann, B. 

LW18 

1 

Münstermann, B. 

Micon 530 -175 

1 

Schulz, W. 

HAWI 15 

1 

Küppers, H.-J. 

Enercon 18 

1 

Kamppeter, M. 

Enercon 18 

1 

Dransfeld, E. 

TW 250 

1 

Kühle, B. 

TW 250 

1 

Gröblinghoff, N. 

TW 250 

1 

Schrewe, A. 

Micon 570 -200 

3 

Möhnewind GbR 

Nordex 150 

1 

König u. Sprenger 

Nordex 150 

1 

Leifert, R. 

Ventis 20-110 

1 

Humpert, G. u. A. 

TW 80 

1 

Brunnberg, J. 

W2700 

3 

Brunnberg-Luhmann, B. 

W2700 

1 

GbR Rougen, F. 

Südwind N 1230 

1 


Mit der bewilligten Leistung von 2484 Kilowatt liegt der Kreis Soest im 
Rahmen des „100/250 MW Wind" -Programms und im Vergleich zu den 
anderen 167 Landkreisen der Bundesrepublik Deutschland auf Rang 11 
und an der Spitze im Land Nordrhein- Westfalen. Für das Jahr 1994 wird 
die Bewilligung von zwei weiteren Windkraftanlagen des Typs TW 600 
bzw. AN Bonus 600/41 vorbereitet. Bisher belaufen sich die ausgezahlten 
Mittel für die Zuwendungen auf 1,76 Mio. DM. 

Vor 1989 wurde im Kreis Soest keine Windkraftanlage durch das Bundes- 
ministerium für Forschung und Technologie gefördert. 


Bonn, den 8. April 1994 
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